
Lohngerechtigkeit

Verdiente Kollegen
Bundesfrauenministerin Ma-
nuela Schwesig (SPD) will
sich nicht dem Druck der
Union beugen: Nach ihren
Vorstellungen sollen unver-
ändert auch Mitarbeiter klei-
ner und mittlerer Unterneh-
men mehr über die Gehälter
in ihrer Firma erfahren kön-
nen. Die Union will dieses
Recht hingegen nur in Unter-
nehmen ab 500 Beschäftigten
einführen. „Es macht einen
großen Unterschied, ob das
Gesetz für 31 Millionen oder
nur 6,6 Millionen Beschäftig-
te gilt“, sagt Schwesig. Die
Regierungskoalition will Ar-
beitnehmern das Recht ge-
währen, das Durchschnittsge-

halt ihrer Kollegen in ähnli-
cher Position zu kennen.
Dies sei ein wichtiges Instru-
ment, damit Frauen nicht
länger 21 Prozent weniger
als Männer verdienten, sagt
Schwesig, denn: „Eine Ursa-
che dafür ist auch fehlende
Transparenz.“ akm

Hauptstadt

Anklage in
Lageso-Affäre
In der Affäre um mutmaßli-
che Korruption am Berliner
Landesamt für Gesundheit
und Soziales (Lageso) klagt
die Staatsanwaltschaft Berlin
einen leitenden Beamten an.
Dem Lageso-Referatsleiter
Stefan T. wird Bestechlich-
keit in einem besonders
schweren Fall vorgeworfen:
Er soll illegale „Provisionen“

in Höhe von mindestens
123000 Euro von Vertretern
der Firmengruppe DeDiG er-
halten haben, die mit der Be-
wachung von Flüchtlingsun-
terkünften Millionenumsätze
machte (SPIEGEL 12/2016).
Zwei Verantwortliche der
DeDiG-Gruppe, Dino J. und
Oliver W., werden wegen Be-
stechung angeklagt. Nach Er-
kenntnissen der Staatsan-
waltschaft habe der Beamte
von dubiosen Geschäftsprak-
tiken der DeDiG-Akteure ge-
wusst, seine Vorgesetzten

aber nicht darüber infor-
miert. Während der Beschul-
digte W. gegenüber Ermitt-
lern umfangreich aussagte,
schwiegen Dino J. und Ste-
fan T. zu den Vorwürfen;
auch ihre Verteidiger wollten
auf Anfrage keine Stellung-
nahme abgeben. 
Der Fall gilt als politisch

brisant: Den Ermittlungen
zufolge war der Senatsver-
waltung für Soziales be-
kannt, dass ihr Beamter fi-
nanzielle Schwierigkeiten
hatte. Unter anderem hatte T.
2002 ein Darlehen über
50000 Euro bei der DeDiG-
Vorgängerfirma Taurus Ser-
vices AG aufgenommen; als
Sicherheit verpfändete T.
sein Beamtengehalt. T. hatte
die Taurus Services AG mit-
gegründet und war zeitweise
der einzige Aktionär, wäh-
rend Dino J. im Aufsichtsrat
saß. Auch ein bis 2013 laufen-
des Privatinsolvenzverfahren
T.s machte dessen Vorgesetz-
te offenbar nicht stutzig. Ab
Ende Juli 2013 setzten sie
den Beamten in einem be-
sonders korruptionsanfälli-
gen Bereich ein – und ließen
ihn lukrative Aufträge bei
der Flüchtlingsunterbringung
vergeben. Ein Sprecher des
Berliner Sozialsenats wollte
sich unter Verweis auf die Er-
mittlungen nicht zu dem Vor-
gang äußern. srö, was
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Schloss Meseberg

Kabinett

Die Einheitsshow
Die Bundesregierung will
endlich einmal wieder Har-
monie demonstrieren: Bei
der Kabinettsklausur in Me-
seberg am kommenden
Dienstag und Mittwoch sind
strittige Themen ausgeklam-
mert. Weder die Erbschaft-
steuer noch der Streit um die
Zulassung des Unkrautver-
nichtungsmittels Glyphosat

stehen auf der Tagesordnung.
Stattdessen soll es am ersten
Tag des Treffens um die digi-
tale Infrastruktur gehen. Am
zweiten Tag will die Regie-
rung sich dem Thema Inte-
gration widmen; um das
neue Integrationsgesetz gibt
es, von Details abgesehen,
zwischen Union und SPD
keinen Streit. Es gehe darum
zu zeigen, dass die Koalition
über den Tag hinausdenke,
heißt es in der Regierung. ran

Beschuldigte J. (l.), T. (r.) 

Menschenrechte

Krach mit China
Die Weigerung der chinesi-
schen Regierung, den CDU-
Bundestagsabgeordneten
 Michael Brand einreisen zu
lassen, könnte die deutsch-
chinesischen Regierungskon-
sultationen Mitte Juni in Pe-
king belasten. Der Staatsse-
kretär im Auswärtigen Amt
Markus Ederer sprach den
Fall bei einem Treffen mit
dem chinesischen Vizeaußen-
minister am Mittwoch in Ber-
lin an. Zuvor hatte bereits
der außenpolitische Berater
der Bundeskanzlerin, Chris-
toph Heusgen, beim chine -
sischen Botschafter interve-
niert. Brand wollte mit dem
Menschenrechtsausschuss 
des Parlaments, dessen Vor-
sitzender er ist, Ende Mai
nach China und Tibet reisen.
Ihm wurde nach eigenen An-
gaben ein Visum verwehrt,
weil er es abgelehnt habe, ei-
nen Tibet-Artikel auf seiner
Homepage zu löschen. Die
Internationale Gesellschaft
für Menschenrechte forderte
Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel auf, Brand in ihrer Dele-
gation zu den Regierungsge-
sprächen mitzunehmen oder
die Reise abzusagen. ran

Rentenreform

Armut im Alter
Der Paritätische Wohlfahrts-
verband kritisiert die Renten-
politik der Bundesregierung.
Die angekündigte Lebens -
leistungsrente und andere
Reformen seien nicht geeig-
net, die „wachsende Armuts-
gefährdung im Alter“ zu
bremsen, heißt es im neuen
Jahresgutachten des Ver-
bands. Die geplante Stär-
kung der Betriebsrenten
gehe „an besonders von Ar-
mut bedrohten Risikogrup-
pen vorbei“. Daten des Sta-
tistischen Bundesamts zeig-
ten, dass nur 6 Prozent der
Beschäftigten mit geringen
Einkommen – weniger als
10,36 Euro brutto pro Stun-
de – über entsprechende Fir-
menverträge zur Entgeltum-
wandlung verfügten. Im
Durchschnitt aller Arbeitneh-
mer sind es 22 Prozent. Im
Jahr 2014 hätten rund 48 Pro-
zent der Senioren eine Rente
unter 750 Euro bezogen, die
damit rechnerisch unter dem
durchschnittlichen Niveau
der Grundsicherung lag. Der
Sinkflug des Sicherungsni-
veaus gefährde „die Legiti-
mation“ der Rentenkasse, so
der Bericht. cos

H
A
N
S
 C
H
R
IS
TI
A
N
 P
LA

M
B
E
C
K
 /
 L
A
IF

Schwesig 


